
Der  Fall  Zeligman  und  RAW:
Pressemitteilung zur heutigen
Anhörung vor dem Landgericht
Schwierige Verhandlungen vor dem Landgericht

Heute fand im Landgericht eine öffentliche Anhörung zwischen
den  Anwälten  des  Investors  auf  dem  Potsdamer  RAW  Gelände
(Michael Zeligman, vertreten von Partsch und Partner) und der
Vertretung  des  Mediamaro  e.V.  (Dr.  Jasper  Prigge),  der
rechtlich  für  die  Inhalte  auf  dem  Blog  der  städtischen
Initiative „Potsdam – Stadt für alle“ verantwortlich ist.
Dabei hat die verantwortliche Richterin eine aus unserer Sicht
schwierige und politisch – rechtliche falsche Einschätzung der
Positionen vorgenommen.

Investor wollte städtische Initiative einschüchtern
Ende Juli veröffentlichte „Stadt für Alle“ einen Artikel, der
die  Erdölgeschäfte  in  Russland  einer  der  Firmen  des  RAW
Investors zum Thema machte. Informationen über den Ankauf von
russischem  Erdöl  wurden  hierfür  von  bekannten  Medien  wie
Bloomberg oder der Wallstreet Journal bezogen und als Zitate
ausgewiesen. Dennoch beauftragte der Investor einen Anwalt, um
gegen die erneute Veröffentlichung der Aussagen vorzugehen.
Die  juristischen  Schritte  des  Investors  führten  zur
zwangsweisen,  zwischenzeitlichen  Löschung  des  betreffenden
Artikels  vom  Blog  und  der  Anhörung  vor  dem  Landgericht
Potsdam.

Schwierige und sehr unterschiedliche Einschätzungen
Der Tenor der Einschätzungen der Richterin im Landgericht ging
in zwei Richtungen. Unser Artikel würde suggerieren, dass wir
Herrn  Zeligman  den  Handel  mit  russischem  Erdöl  Zeligman
„heute“ vorwerfen. Dies ist aus unserer Sicht nicht der Fall.
Wir  haben  deutlich  angegeben,  auf  welche  Quellen  wir  uns
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beziehen und es ist klar, wann diese veröffentlicht wurden.
Auf diese haben wir unsere Recherche gestützt. Als kleine
Initiative  können  wir  nur  mit  öffentlich  zugänglichen
Informationen  arbeiten.
Außerdem  hielt  die  Richterin  die  Verwendung  von
Sekundärquellen  mehrmals  für  problematisch.
Auch hier fand kaum Beachtung, dass wir über unseren Anwalt
natürlich  inzwischen  die  beglaubigten  Übersetzungen  der
Primärquellen vorgelegt haben und diese wortgleich sind. Dies
wurde insbesondere beim Streit um einen wichtigen Artikel des
Wallstreet Journal deutlich. Ignoriert wurde auch, dass alle
diese internationalen Medien, die wir als Quellen verwendet
haben,  offensichtlich  nie  abgemahnt  wurden.  Dies  heißt  im
Grunde, dass der Wahrheitsgehalt oder die Tatsachen dort nicht
bestritten werden. Aber, so die Richterin „in einem Artikel
aus  dem  Juli  2023  sind  Tatsachen  aus  dem  Jahr  2022
unrelevant“. Dies sieht unser Anwalt und natürlich auch wir
selbstredend ganz anders.
Eine sehr ernüchternde Schlussfolgerung wäre also, dass die
Verwendung  öffentlicher  Quellen  für  politische  Initiativen
kaum mehr so möglich ist.

Politische Dimensionen
Völlig außer Acht gelassen wurden die politischen Dimensionen
dieses Falles.
Weder  ging  das  Landgericht  auf  die  einschüchternde
Vorgehensweise  der  Gegenseite  ein,  noch  auf  ihr  eigenes
Verschulden der Nichtbeachtung unserer Schutzschrift.
Besonders problematisch ist es für uns, dass der Handel mit
russischen Erdöl durch einen Milliardär, der dieses Geld hier
anlegen will nicht einmal thematisiert wurde.
Gerade für die Menschen aus der Ukraine, die im Gerichtssaal
und bei der Kundgebung dabei waren ist dies eine ganz schwere
Situation.
An der Kundgebung vor dem Landgericht beteiligten sich knapp
50 Menschen. Dies ist für uns eine große Ermutigung, weiter zu
machen. Es ist in Potsdam ein Thema, woher das Geld für das



große und aus unserer Sicht falsche IT – Centrum auf dem
ehemaligen RAW Gelände kommt.

Initiative macht weiter und fordert Stadtpolitik auf, endlich
genauer hinzusehen
Es  bleibt  dabei:  Dies  ist  hier  ein  sogenannter  SLAPP
(strategic  lawsuits  against  public  participaton),  ein
Einschüchterungsversuch  eines  großen  Unternehmens  gegenüber
einer kleinen politischen Initiative. Krass, dass dies ein
Landgericht in Potsdam völlig ignoriert.

Das Netzwerk „Stadt für alle“ wird weiter Rechercheergebnisse
über  Zeligman  und  seine  Unternehmen  zusammentragen  und
veröffentlichen. Seit Beginn des Verfahrens haben wir ganz
viele neue Informationen erhalten – so von oppositionellen
russischen  Journalist*innen  und  der  Schweizer  Initiative
Public Eye. Diese werden wir jetzt aufarbeiten und natürlich
veröffentlichen.

Gemeinsam mit unserem Anwalt werden wir die Verkündung und
deren Begründung sorgfältig anschauen und gegebenenfalls in
Berufung gehen.

Wichtig ist aber die stadtpolitische Dimension dieses großen –
internationalen Falls.
Was tut die Stadt Potsdam, damit es in Zukunft nicht mehr zu
solchen  Bedrohungsszenarien  gegenüber  bürgerschaftlichem
Engagement in Potsdam kommt?

Wir als Netzwerk „Stadt für Alle“ fragen die Stadtverordneten
ernsthaft:

•  Ist  ein  Investor,  der  eine  Bürgerinitiative  dermaßen
einschüchtert  und  bedroht,  wirklich  eine  gute  Wahl  für
Potsdam?
• Ist ein Investor, der in Potsdam Geld anlegt, das er sehr
wahrscheinlich  aus  russischem  Erdöl  erwirtschaftet  hat,
wirklich eine gute Wahl?
•  Haben  die  Solidaritätsbekundungen  der  LHP  gegenüber  den
Kriegsopfern aus der Ukraine vor diesem Hintergrund nicht ihre



Glaubwürdigkeit verloren?
• Ist ein Investor, der sein Vermögen auch mit dem Export von
fossilen Energieträgern wie Öl erwirtschaftet, für eine Stadt
im Klimanotstand die richtige Wahl?
•  Ist  es  spätestens  jetzt  nicht  an  der  Zeit,  Mechanismen
einzuführen, die die Stadt vor solchen Investoren bewahren
oder zumindest deren Vorzugsbehandlung verhindern?

Netzwerk „Stadt für alle“ – 13.09.2023


